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1. Einleitung

Wer ist Otto N.?

Otto N. hat’s nicht leicht. Immer wieder muss er seinen Kopf hinhalten,
wenn sich in Gesellschaft und Politik zu den Käufern1 und Nutzern von
Produkten und Dienstleistungen geäußert wird. Er ist der Standard-Käufer,
der Durchschnitts-Nutzer. Es wird gesagt, er wolle möglichst günstig kau-
fen, aber lege zugleich auch großen Wert auf gute Qualität. Es wird ge-
sagt, er wolle eine große Auswahl haben, aber auch nicht von zu vielen
Angeboten überfordert werden. Es wird auch gesagt, er wolle immer gut
informiert sein, aber auch nicht von zu vielen Informationen erschlagen
werden. Es wird neuerdings auch gesagt, dass er sich für nachhaltigere
Produkte und Dienstleistungen interessiert.

Wenn in Gesellschaft und Politik von Otto N. gesprochen wird, ist da-
mit eine Person gemeint, die zwar nicht real existiert und niemand jemals
gesehen hat, aber irgendwie in jedem von uns steckt. Sind wir nicht alle
ein bisschen Otto N., wenn wir alltäglich Lebensmittel und Gebrauchsgü-
ter kaufen oder Dienstleistungen wie Reisen, Sportkurse, Restaurant- und
Barbesuche nutzen? Auf der anderen Seite sind wir es aber auch nicht,
wenn wir keine Produkte kaufen und keine Dienstleistungen nutzen. Wir
sind Arbeitnehmer, wenn wir unserer Arbeit nachgehen, wir sind Umwelt-
schützer, wenn wir uns für den Erhalt der Biodiversität einsetzen, und wir
sind spirituelle Menschen, wenn wir religiösen Bedürfnissen nachgehen.
Was oder wer ist dann dieser Otto N., von dem in Gesellschaft und Politik
gesprochen wird, um Aussagen über den Verbraucher2 zu machen?

Eine erste Antwort auf diese Frage findet sich beim Blick auf den Men-
schen als Mitglied moderner Gesellschaften. Er ist in diesen weniger als
Individuum zu verstehen, sondern bei genauem Hinsehen handelt es sich
bei ihm um ein Dividuum: Im Rollen-Pluralismus moderner Gesellschaf-

1.1

1 Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird trotz psycholinguistischer und kogni-
tionspsychologischer Einwände im Folgenden das generische Maskulinum verwen-
det. Dabei sind männliche und weibliche Personen in gleicher Weise gemeint.

2 Die Begriffe Verbraucher, Konsument und Nachfrager werden im Folgenden syno-
nym verwendet.
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ten trägt der Mensch viele Rollen und nimmt als ein und dieselbe Person
an mehreren Gesamtheiten Teil (Parsons 1985). Der Mensch ist ein homo
sociologicus (Dahrendorf 2006), ein Rollenwesen, das je nach Kultur, Ge-
sellschaft und Situation Rollen einnimmt und erfüllt. Wenn in Gesellschaft
und Politik von Otto N. gesprochen wird, meint man damit dann die eine
Rolle, die Menschen als Verbraucher einnehmen. Otto N. ist daher als Ver-
braucher keine Person, sondern er ist eine Rollenstilisierung des Men-
schen.

Die Verbraucherrolle entsteht in ihrem Ursprung aus dem marktlichen
Anbieter-Nachfrager-Dualimus, durch den der Verbraucher als Gegenpart
zum Anbieter geschaffen wird. In ihrer Verbraucherrolle konsumieren und
verbrauchen Menschen Produkte und nehmen Dienstleistungen in An-
spruch, um damit ihre Bedürfnisse zu befriedigen. Zugleich steuern sie
durch ihre Nachfrage das Angebot auf dem Markt und damit das Verhalten
der Anbieter. Verbraucherpolitik – genau genommen als eine Art Rollen-
politik – leitet sich im Ursprung aus der Erkenntnis ab, dass diese in klas-
sischen Wirtschaftstheorien angenommene Marktmacht der Verbraucher
als Nachfrager in der Realität kaum besteht. Vielmehr lässt sich ein Mark-
tungleichgewicht zwischen Anbietern und Nachfragern feststellen (von
Hippel 2001), das zugleich ein Machtungleichgewicht darstellt (Scherhorn
1975). Begründet wird dieses Ungleichgewicht mit Informationsasymme-
trien, mangelnder Markttransparenz, einer Komplexität der Märkte und
Unternehmenskonzentrationen. Vor diesem Hintergrund umfasst Verbrau-
cherpolitik „die Gesamtheit aller politischen und verbandlichen Aktivitä-
ten sowie staatliche Maßnahmen, die dazu dienen, die Marktposition der
Konsumenten zu stärken und die privaten Endabnehmer gegenüber den
Produzenten, Händlern und Dienstleistungsanbietern zu schützen“ (Schu-
bert 2005). Sie zielt damit mehr oder weniger auf die Reduktion des
Markt- und Machtungleichgewichtes ab.

Die Verbraucherforschung – genau genommen als eine Art interdiszipli-
näre Rollenforschung – hat den Verbraucher bzw. die Verbraucherrolle als
Gegenstand ihrer Analyse. In einem weiten Verständnis nimmt sie ihn in
allen Stufen im Konsumprozess in den Blick, während sie sich in einem
engeren Verständnis auf die jeweiligen Märkte, in denen Menschen als
Verbraucher auf unterschiedliche Weise agieren, auf die Verbraucher-
macht, auf die Instrumente der Verbraucherarbeit sowie auf die Organisa-
tion von Verbrauchern bezieht (Reisch 2003). Während sich die frühe Ver-

1. Einleitung
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braucherforschung3 an einem stark ökonomisch geprägten Verständnis des
Verbrauchers als nichtgewerblichen Letztverbraucher (Stauss 1980) aus-
richtete, löst sich die jüngere Verbraucherforschung in den letzten Jahren
von dieser ökonomischen Verengung (Janning 2004 [a]). Verbraucherfor-
schung ist mittlerweile ein interdisziplinärer, ca. 30 Themenfelder umfas-
sender Forschungsbereich (Oehler 2012), der Verbraucher nicht mehr aus-
schließlich in der Rolle des Marktteilnehmers, sondern sie ebenso als Teil
der menschlichen Lebenswelt betrachtet. Die Verbraucherrolle ist schließ-
lich vom Menschen in seiner Ganzheit nicht zu trennen.

Ausdruck dieses erweiterten Verständnisses des Verbraucherbegriffs ist
die Leitbilddiskussion der letzten Jahre, die ihren Ursprung in der Kritik
am lange Zeit vorherrschenden Leitbild des mündigen Verbrauchers hat
(Strünck 2011). Die Diskussion neuer Leitbilder (Micklitz et al. 2010),
wie das des verletzlichen Verbrauchers, des vertrauenden Verbrauchers,
des gläsernen Verbrauchers (Bala et al. 2014 [a und b]) erweitern nicht
nur das Verständnis über die Verbraucherrolle, sondern sie verdeutlichen
auch die Komplexität des neuen Verbraucherbegriffs. Das durch die Nach-
haltigkeitsdebatte hervorgebrachte Leitbild des verantwortungsvollen Ver-
brauchers (Schrader et al. 2013) führt darüber hinaus einer weiteren Öff-
nung des Verbraucherbegriffs, das Verbrauchern nicht nur eigennütziges
Verhalten unterstellt. Es politisiert den Konsumprozess, wenn auf dem
Markt nicht nur Verbraucher als Marktteilnehmer, sondern auch als Kon-
sumentenbürger agieren (Reisch 2012).4

Die Erweiterung des Verbraucherbegriffs durch die jüngere Verbrauch-
erforschung führt zum einen zu einer realistischeren Betrachtung der Ver-
braucherrolle, die in einem interdependenten Verhältnis zu anderen Rollen
sowie zum Menschen in seiner Gesamtheit steht. Zum anderen stößt man
bei der Betrachtung der Verbraucherrolle jedoch auf zwei Probleme: Ers-

3 Die Tradition der deutschen Verbraucherforschung findet ihre Blütezeit in den 70er
und 80er Jahren (Reisch 2003) und ist fachwissenschaftlich insbesondere im Kon-
text der Wirtschafts-, aber auch der Rechtswissenschaft zu verorten. Als grundle-
gende Arbeiten der ökonomischen Theoriebildung sind beispielhaft die von Ger-
hard Scherhorn (Scherhorn 1975), Bernd Biervert (Biervert et al. 1984), Eberhard
Kuhlmann (Kuhlmann 1990) und Stefan Mitropoulos (Mitropoulos 1997) sowie aus
einer rechtwissenschaftlichen Theoriebildung von Marianne Schatz-Bergfeld
(Schatz-Bergfeld 1984) und Eike von Hippel (von Hippel 1986) zu nennen.

4 Das Leitbild des verantwortungsvollen Verbrauchers bringt als Pendant das des
ignoranten Verbrauchers hervor, der bewusst und willentlich keine Verantwortung
vor dem Hintergrund des Nachhaltigkeitspostulates übernimmt (vgl. Klug 2015).

1.1 Wer ist Otto N.?
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tens ist menschliches Handeln in pluralistischen Gesellschaften im Allge-
meinen und damit auch in der Verbraucherrolle durch ein hohes Maß an
Heterogenität gekennzeichnet. Menschen handeln als Verbraucher in un-
terschiedlichen Lebenssituationen, vor unterschiedlichen sozioökonomi-
schen Hintergründen, mit unterschiedlichen Präferenzen und auf unter-
schiedlichen Märkten. Den Verbraucher bzw. die Verbraucherrolle gibt es
daher kaum, sodass man sich von der allgemeinen Vorstellung eines Otto
N., dem Otto Normalverbraucher, verabschieden muss (Bala et al. 2015).

Das zweite Problem betrifft den Rollencharakter des Verbrauchers.
Schließlich steht die Verbraucherrolle in einer komplexen, interdependen-
ten Beziehung zur menschlichen Lebenswelt. Eine isolierte Betrachtung
der Verbraucherrolle in Abgrenzung zu einer Nicht-Verbraucherrolle führt
gar zu einer Art Rollenschizophrenie (Stauss 1982). Der haushaltsökono-
mische Kontext des Menschen lässt den Verbraucherbegriff ebenso defizi-
tär erscheinen (Piorkowsy 2012) wie neue Konsum- und Nutzungsformen,
bei denen Verbraucher miteinander interagieren. Als Prosumenten (Toffler
1983) werden sie in die Planung, Gestaltung, Herstellung und Verteilung
von Produkten involviert und erfüllen auf diese Weise klassische Anbie-
terfunktionen (Blättel-Mink et al. 2011). Der Verbraucherbegriff selbst ge-
rät auf diese Weise unter Druck, wenn der Mensch aus seiner Verbraucher-
rolle heraustritt und die Grenzen zu anderen Rollen verschwimmen.5

Verbraucher als Gegenstand der Politikwissenschaft

Politikwissenschaftliche Verbraucherforschung kann auf keine lange For-
schungstradition zurückschauen. Bestandsaufnahmen Anfang der 2000er
Jahre zur politischen, politikwissenschaftlichen oder politisch orientierten
Verbraucherforschung fallen dementsprechend ernüchternd aus: Die
Mehrheit der Verbraucherforschung ist nicht verbraucherpolitisch orien-
tiert (Ölander 2005), eine explizit politikwissenschaftliche verbraucherpo-
litische Theorie existiert nicht (Reisch 2003) und die Suche nach aktueller
politikwissenschaftlicher Verbraucherforschung ist vergebens (Voelzkow

1.2

5 Die Share Economy als neue Form des Wirtschaftens (Belk 2010) mit sozialen In-
novationen als kollaborative Konsumformen (Rückert-John 2013) führt zu einer
Erosion der Grenzen zwischen Produktion und Konsumption und zeigt die Grenzen
des Verbraucherbegriffs auf (Klug et al. 2015 und Klug et al. 2017).

1. Einleitung
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2005). Frank Janning spricht daher von einer Spätgeburt des Politikfeldes
Verbraucherpolitik (Janning 2011).

In Abgrenzung zu anderen Disziplinen der Verbraucherforschung
nimmt politikwissenschaftliche Verbraucherforschung die Inhalte, Prozes-
se und Strukturen der Verbraucherpolitik unter dem Aspekt des Verbrau-
chers sowie des Verbraucherinteresses in den Blick. In einer positiv-analy-
tischen Tradition erforscht sie real existierende Phänomene, in einer prak-
tisch-normativen Tradition gibt sie der Verbraucherpolitik praktische Ge-
staltungsempfehlungen (Leonhäuser et al. 2004).

Zentrale Aufgaben politikwissenschaftlicher Verbraucherforschung sind
die Entwicklung eines politischen Verbraucherbegriffs, eine politikwissen-
schaftliche Fundierung des Verbraucherschutzes und schließlich die Ana-
lyse der regulativen Regime der Institutionenbildung, der politischen
Steuerung und der Interessenvertretung im Politikfeld Verbraucherpolitik
(Janning 2004 [a]). Als fruchtbare Zugänge erweisen sich hierfür die Poli-
tikfeldanalyse (Blum et al. 2013; Blum et al. 2011; Schubert et al. 2009
[a]; Schneider et al. 2006) sowie die Governance-Forschung (Grande
2013; Bevir 2009; Mayntz 2008; Schuppert et al. 2008; Benz et al. 2007;
Grande et al. 2003; Schneider et al. 1996).

Ein zentrales Merkmal politikwissenschaftlicher Verbraucherforschung
besteht darin, dass Verbraucher weniger als individuelle Marktteilnehmer,
sondern als kollektive Interessensgruppe in den Fokus geraten. Die politi-
schen Interessen der Verbraucher werden in der Politik vertreten, um kol-
lektive Verhandlungsergebnisse zu erzielen (Reisch et al. 2005). Die He-
rausforderung besteht darin, vor dem Hintergrund der Heterogenität der
Menschen als Verbraucher, dem Rollencharakter des Verbrauchers sowie
der Interdependenzen der Verbraucherrolle mit der menschlichen Lebens-
welt, den komplexen Verbraucherbegriff auf kollektive Interessenlagen
von Verbrauchern als Interessensgruppe zu übertragen. Die Diffusität des
hieraus hervorgehenden politischen Verbraucherinteresses ist mittlerweile
zu einem Gemeinplatz in der politikwissenschaftlichen Verbraucherfor-
schung geworden (Strünck 2015; Trumbull 2012; Strünck et al. 2010;
Schmedes 2008; Reisch et al. 2003; Schatz 1984 [a]).

Die politikwissenschaftliche Verbraucherforschung der letzten Jahre
‚umschifft’ diese Diffusität, indem sie sie zwar benennt, jedoch pragma-
tisch die Existenz von Verbraucherinteressen a priori voraussetzt. Der Fo-
kus der Forschungsarbeiten liegt daher weniger auf der Interessenentste-
hung bzw. Interessenherleitung, sondern eher auf der Interessenartikulati-
on sowie der Interessendurchsetzung. Frühe Arbeiten sind die von Heri-

1.2 Verbraucher als Gegenstand der Politikwissenschaft
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bert Schatz zur Berücksichtigung von Verbraucherinteressen im politi-
schen Entscheidungsprozess (Schatz 1984 [a]) oder von Klaus Schubert zu
den Einflüssen staatlicher Regulation auf die Vermittlung von Verbrau-
cherinteressen (Schubert 1989). In der jüngeren Forschung tragen die Ar-
beiten von Frank Janning zur Institutionalisierung des Politikfeldes (Jan-
ning 2004 [a]; Janning 2004 [b]; Janning 2005; Janning 2011) sowie zur
Interessenvermittlung in der deutschen Verbraucherpolitik (Janning 2009),
von Christoph Strünck zur Interessenvermittlung in der US-amerikani-
schen und europäischen Verbraucherpolitik (Strünck 2005 [a]; Strünck
2006), von Gunnar Trumbull zu Verbraucherschutzregimen in Frankreich
und Deutschland (Trumbull 2006) sowie zur politischen Interessenvertre-
tung schwacher Interessen (Trumbull 2012), von Hans-Jörg Schmedes zu
Lobbyingaktivitäten britischer, deutscher und europäischer Verbraucher-
verbände (Schmedes 2008) sowie von David Vogel zur Regulierung in der
europäischen Verbraucherpolitik (Vogel 2003) zur Etablierung einer poli-
tikwissenschaftlichen Verbraucherforschung bei.

Fragestellung und Aufbau

Die schwache Organisationsfähigkeit von Verbraucherinteressen ist mitt-
lerweile ebenso zu einem Gemeinplatz politikwissenschaftlicher For-
schung geworden (Strünck et al. 2012; Janning 2004 [a]; Schubert 1989;
Olson 1985; von Beyme 1980; Bock 1958) wie ihre geringe Konfliktfähig-
keit (Füchs 2003; Scharpf 2002; Schubert 1989; Schatz 1984 [b]; Stauss
1980; Offe 1969). In der Verbändeforschung6 gelten Verbraucherinteres-
sen als schwache Interessen (Trumbull 2012; Willems et al. 2007), die in
der politischen Interessenkonkurrenz relativ benachteiligt sind, da sie ent-
weder randständige Gruppeninteressen oder allgemeine Interessen darstel-
len. Ihre Durchsetzbarkeit erlangen sie demnach weniger durch ein hohes
Maß an Konfliktfähigkeit, sondern durch ihre Argumentations- und Recht-
fertigungsfähigkeit (Nullmeier 2000).

1.3

6 Die Verbändeforschung (von Winter 2007; Sebaldt et al. 2004; von Alemann 1989;
von Beyme 1980) weist traditionell bei Fragen der Interessenvermittlung Schnitt-
mengen zur Policy-Forschung auf (von Winter et al. 2009) und befasst sich mit der
Genese, den Strukturen, den Funktionen und der Strategie organisierter Interessen
(von Alemann 1989).

1. Einleitung

18



Dadurch, dass Verbraucherinteressen zugleich allgemeine Interessen,
die alle Menschen betreffen, aber ebenso Partikularinteressen sind, weil
sie nur auf die Verbraucherrolle abzielen, können politische Verbraucher-
interessen paradoxerweise als allgemeine Partikularinteressen verstanden
werden. Die Organisation dieser Interessen ist das zentrale Problem der
Verbraucherpolitik (Schubert 1989). Die Verbraucherpolitik hat drei Mo-
delle als Lösungsansätze für das Problem der schwachen Organisationsfä-
higkeit von Verbraucherinteressen bzw. für die Organisation von Verbrau-
cherinteressen hervorgebracht. Im Skandinavischen Modell erfolgt die In-
teressenorganisation durch staatliche Stellvertreter-Institutionen, während
sie im US-amerikanischen Modell durch private public interest groups er-
bracht wird. Das dritte Modell bezeichne ich im Folgenden als Deutsches
Modell und verorte es zwischen dem Skandinavischen Modell und dem
US-amerikanischen Modell.7 In diesem greift der Staat in die Interessenor-
ganisation ein und schafft eine künstliche Organisationsfähigkeit (Scharpf
2002) von Verbraucherinteressen. Staatliche Akteure initiieren und finan-
zieren als Auftraggeber Verbraucherorganisationen, die aufgrund ihrer
Fremdinitiierung und Fremdfinanzierung als Verbraucherfremdorganisa-
tionen (Brune 1978) bezeichnet werden.

Merkmale von Verbraucherfremdorganisationen sind neben der staatli-
chen Initiierung und Finanzierung die Organisation diffuser Verbraucher-
interessen und das Fehlen von Einzelmitgliedschaften. Zudem priorisieren
sie Verbraucherinteressen gegenüber anderen Interessen, sind polyvalente
Organisationen, die in mehreren Politikfeldern agieren, und sie verfügen
über Mitgliedsverbände, die fehlende Einzelmitgliedschaften kompensie-
ren. Als advokatorische Interessenvertretungen (von Winter et al. 2000)
repräsentieren sie nicht die (Verbraucher-)Interessen ihrer Mitglieder, son-
dern sie vertreten die Interessen aller Menschen in ihrer Rolle als Verbrau-
cher als wohlverstandene Verbraucherinteressen (Biervert et al. 1977).

7 Entgegen anderer wissenschaftlicher Konventionen verwende ich in der vorliegen-
den Arbeit die Ich-Form, wie sie auch im angloamerikanischen Raum etabliert ist.
Durch dieses stärkere In-Beziehung-Setzen des Autors mit seinem Text werden ei-
nerseits umständliche und nicht leserfreundliche Passivkonstruktionen vermieden
und ein höheres Maß an Klarheit hinsichtlich der Trennung von Produktion und Re-
produktion der Gedanken erreicht. Nicht zuletzt macht die Ich-Form die Subjektivi-
tät einer jeden wissenschaftlichen Arbeit transparent, verschleiert nicht den han-
delnden Forscher und vermeidet den vermeintlichen Anstrich von Objektivität. Der
Forscher ist schließlich immer Teil seiner Forschung.
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Verbraucherfremdorganisationen erbringen gegenüber dem Menschen
in seiner Rolle als Verbraucher Informations-, Beratungs- und Bildungs-
dienstleistungen. Gemäß dem Leitbild der Konsumentensouveränität
(Kuhlmann 1990) dienen sie dazu, den Verbraucher als Handlungssubjekt
auf dem Markt zu stärken, während sie dem Leitbild der Konsumfreiheit
(Fleischmann 1982) folgend die Selbstbestimmung und Privatautonomie
fördern. Dem Leitbild der Nachhaltigkeit (Grunwald et al. 2002) folgend
dienen Information, Beratung und Bildung schließlich dazu, das Verbrau-
cherverhalten hin zu einem nachhaltigeren Konsum zu beeinflussen.

Während Verbraucherfremdorganisationen im Rahmen ihrer marktli-
chen Kontrollfunktion das Verhalten der Anbieter auf dem Markt in Bezug
auf Werbung, Vertriebspraktiken, Produktqualität und Produktsicherheit
kontrollieren, erfüllen sie auch eine Legitimations-, Aggregations- und Ar-
tikulationsfunktion, um so die Aufgabe der politischen Interessenvertre-
tung der Verbraucher wahrzunehmen. Im Rahmen ihrer Legitimationsfunk-
tion legitimieren sie Verbraucherinteressen, die sie im Rahmen ihrer Arti-
kulationsfunktion durch freiwillige Kooperation, öffentlichen Druck oder
interne Beeinflussung artikulieren (von Alemann 1989). Die Aggregati-
onsfunktion erfüllen sie schließlich, um eine Vielzahl heterogener Verbrau-
cherinteressen zu einheitlichen (Organisations-)Zielen zusammenzufassen.
Verbraucherinteressen werden im Rahmen dieser Funktion entwickelt, um
anschließend nach außen vertreten zu werden.

Interessenaggregation kann als eine der zentralen Verbandsfunktionen
bezeichnet werden. Ihre Erfüllung ist gar die Vorbedingung für die Ver-
bandsarbeit überhaupt (Straßner 2006 [a]). Schließlich werden durch Inter-
essenaggregation nicht nur die zu artikulierenden Interessen hervorge-
bracht, sondern Verbände leisten durch sie eine systemrelevante Selekti-
onsfunktion, in dem sie eine Vorauswahl an politischen Interessen treffen
und damit einer Überlastung des politischen Systems entgegenwirken. Das
Ergebnis dieser Bündelung, Selektion oder Reduktion von Interessen ist
ein Aggregat politischer Forderungen, das von der Organisation nach au-
ßen artikuliert und durchgesetzt wird.

Während die Interessenartikulation und die Interessendurchsetzung so-
wohl in der in den 90er Jahren aufkommenden Lobbyismus-Forschung
(Kleinfeld et al. 2007 [a]; Leif et al. 2003 [b]) oder in der jüngeren politi-
schen Strategie-Forschung (Raschke et al. 2010) Berücksichtigung finden,
stellt die Verbandsfunktion der Interessenaggregation einen weißen Fleck
in der Verbändeforschung dar. Die Verbändeforschung kommt bisher über
eine allgemeine Begriffs- und Funktionsbestimmung nicht hinaus, die im
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Wesentlichen durch Gabriel A. Almond (Almond et al. 1966), Jürgen
Weber (Weber 1977), Martin Sebaldt (Sebaldt et al. 2004) und Alexander
Straßner (Straßner 2005, 2006 [a] und 2010) erfolgt.

Vor dem Hintergrund der konstituierenden und verbraucherspezifischen
Merkmale unterscheide ich bei Verbraucherfremdorganisationen drei Les-
arten der Interessenaggregation. Bei der advokatorischen Aggregation
diffuser Verbraucherinteressen aggregieren Verbraucherfremdorganisatio-
nen Verbraucherinteressen, ohne hierbei auf eine Einzelmitgliederbasis zu-
rückgreifen zu können. Sie aggregieren und legitimieren Verbraucherinter-
essen entweder als objektive oder als subjektive Interessen (Mittelstraß
1975; Stauss 1980). Subjektive Verbraucherinteressen werden nicht be-
gründet, sondern sie werden durch Menschen in ihrem Konsum- und
Kommunikationshandeln in ihrer Verbraucherrolle ausgedrückt. Ihre Legi-
timation erfolgt durch empirische Evidenz. Objektive Verbraucherinteres-
sen müssen hingegen begründet werden, was einerseits durch anthropolo-
gische Annahmen über menschliche Fundamentalbedürfnisse, andererseits
durch gesellschaftliche Normen erfolgt. Gesellschaftliche Normen können
Grundrechte, das Nachhaltigkeitspostulat oder die Wirtschaftsordnung
sein. Die Legitimation objektiver Verbraucherinteressen erfolgt durch
theoretische Plausibilität.

Bei der Aggregation von Mitgliedsverbänden- und Klienteninteressen –
als zweite Lesart der Interessenaggregation bei Verbraucherfremdorgani-
sationen – kompensieren die Mitgliedsverbände und die Klienten der Be-
ratungsdienstleistungen als Legitimations-Akteure die fehlenden Einzel-
mitgliedschaften. Verbraucherfremdorganisationen werden hierbei zu In-
teressenrepräsentanzen der Bedürfnisse von Mitgliedsverbänden und Kli-
enten. Als Verbraucherverbände können Mitgliedsverbände die Interessen
von Verbraucherfremdorganisationen legitimieren, sodass das Legitimati-
onsproblem auf Mitgliedsverbände übertragen wird. Klienten entstehen
durch die Informations-, Beratungs- und Bildungsdienstleistungen, sodass
Verbraucherfremdorganisationen deren Bedürfnisse als Verbraucher auf-
greifen und politisch vertreten. In der öffentlichen Diskussion wird dies
als Sensorfunktion bezeichnet (M2, 3, 5, 8, 34; Becker 2009).

Bei der Aggregation von Auftraggeberinteressen als dritte Lesart der In-
teressenaggregation aggregieren Verbraucherfremdorganisationen keine
Verbraucherinteressen, sondern mehr oder weniger die Interessen staatli-
cher Akteure als ihre Auftraggeber. Zwischen Verbraucherfremdorganisa-
tionen und Auftraggebern besteht ein Prinzipal-Agent-Verhältnis (Ross
1973): Als Prinzipale finanzieren Auftraggeber die Verbraucherfremdor-
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